
Lieferketten-Richtlinie 
auf der Zielgeraden!
VERGABERECHT. Unsere Rechtsexperten nehmen den vorliegenden 

Vorschlag des EU-Parlaments näher unter die Lupe und werfen dabei 
auch einen Blick auf das bereits geltende deutsche Lieferkettengesetz.
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D
as EU-Parlament hat vor Kurzem 
seinen Standpunkt zum Kommis-

sions-Entwurf der sogenannten 

Lieferketten-Richtlinie (EU-Richtlinie 
über die Sorgfaltspflichten von Unterneh-

men im Hinblick auf Nachhaltigkeit und 
zur Änderung der Richtlinie 2019/1937) 
beschlossen. Die Lieferkettenregelungen 
sind noch nicht verbindlich, sondern 

müssen noch im EU-Gesetzgebungspro-

zess mit den Mitgliedstaaten (Minister-

rat) verhandelt werden – aus dem Parla-

ments-Standpunkt ergibt sich aber ein 

klarer Wunsch nach schärferen Lieferket-
ten-Verpflichtungen für europäische Un-

ternehmen als von der Kommission vor-

geschlagen. 

Ziele und wesentliche Eckpunkte  

der EU-Lieferketten-Richtlinie

Ziel der Lieferketten-Richtlinie ist es, das 
nachhaltige und verantwortungsvolle 

Verhalten von Unternehmen in allen glo-

balen Wertschöpfungsketten zu fördern. 
Die Lieferketten-Richtlinie ist ein Bau-

stein des EU-Green-Deals, aber soll neben 
dem Umweltschutz (einschließlich Biodi-
versität und Verbesserung der Qualität 

von Luft und Wasser) auch die Einhaltung 
von Menschenrechten im Rahmen der 

unternehmerischen Tätigkeit von EU-Un-

ternehmen und deren Zulieferern sichern 

(z. B. Verhinderung von Kinderarbeit, der 
Ausbeutung von Arbeitnehmern, „mo-

dern slavery“ usw.). 

Dabei sollen mit der Richtlinie (be-

stimmte) Unternehmen verpflichtet wer-
den, negative Auswirkungen der eigenen 

sowie – unter bestimmten Voraussetzun-

gen – fremder Unternehmenstätigkeit auf 

die Menschenrechte sowie auf die Umwelt 

zu verhindern. In den Anwendungsbereich 
der EU-Lieferketten-Richtlinie fallen im 
Wesentlichen folgende Unternehmen bzw. 
deren Konzerngesellschaften (auf Basis des 
Vorschlages des EU-Parlaments): 

• Alle in der EU-ansässigen Unterneh-

men des Privatrechts (GmbH, AktG, 
OG, KG usw.) samt konzernmäßig ver-
bundene (Tochter-)Unternehmen, mit 

im Durchschnitt mehr als 250 Beschäf-
tigten und mehr als EUR 40 Mio. (Net-
to-)Umsatz im letzten Geschäftsjahr 
(oder aber die oberste Muttergesell-

schaft einer Unternehmensgruppe mit 

mehr als 500 Beschäftigten und mehr 
als EUR 150 Mio. Umsatz);

• Unternehmen mit Sitz außerhalb der 
EU, die im letzten Geschäftsjahr einen 
weltweiten Nettoumsatz von zumin-

dest EUR 150 Mio. und davon zumin-

dest EUR 40 Mio. in der EU erwirtschaf-
tet haben.

Dabei hat das Parlament den ursprüngli-

chen Vorschlag der Kommission deutlich 

verschärft: Die Kommission wollte höhe-

re Schwellenwerte bei Beschäftigten und 

Umsatz und nur auf bestimmte kritische 
Sektoren (z. B. Bergbau, Textilsektor, 
Landwirtschaft) abstellen. Zudem wollte 
die Kommission Sorgfaltspflichten nur 
in Hinblick auf etablierte Geschäftspart-
ner bzw. -beziehungen vorsehen; das Par-

lament will aber keine Einschränkung 

auf Sektoren und zudem jedwede Ge-

schäftsbeziehung im Anwendungsbe-

reich der Richtlinie sehen, auch indirekte 

Geschäftsbeziehungen (so soll der bloße 
Beitrag eines Unternehmens zu einer ne-

gativen Auswirkung relevant sein). Un-

ternehmen, die vom Anwendungsbereich 

der Richtlinie umfasst sind, treffen so-
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dann umfangreiche (Sorgfalts-)Pflichten 
wie etwa:

• Ermittlung von tatsächlichen oder et-

waigen negativen Auswirkungen ihrer 

Geschäftstätigkeit auf Menschenrechte 
und Umwelt (die Unternehmen müssen 

also eine Risikoanalyse durchführen).

• Setzen angemessener Maßnahmen in 
Hinblick auf die (potenziellen) negati-
ven Auswirkungen.

• Sie müssen Beschwerdeverfahren ent-

lang der Lieferkette ermöglichen (ähn-

lich einem Whistleblower-System).

• Die Angemessenheit und Wirksamkeit 

der getroffenen Maßnahmen müssen 

laufend evaluiert werden.

Bei Verstößen drohen den Unternehmen 

Sanktionen, die wirksam, verhältnismäßig 

und abschreckend sein müssen (bei finan-

ziellen Sanktionen sind diese am Umsatz 
des Unternehmens zu bemessen); zudem 
wird eine zivilrechtliche Haftung der Un-

ternehmen festgelegt.

Zusammengefasst sieht die Richtlinie 

also im Wesentlichen einen (individuel-

len) risikobasierten Ansatz für Sorgfalts-

pflichten von Unternehmen vor. Die 
Richtlinie erwähnt zwar bestimmte Maß-

nahmen, es obliegt aber den Unterneh-

men, die konkret angemessenen Maßnah-

men, auch unter Berücksichtigung der 

konkreten Verhältnisse (z. B. bei Ge-

schäftsverbindungen in Risiko- oder Kon-

fliktzonen, bei „risikoreichen“ Branchen 
usw.), festzulegen. Explizit angesprochen 
wird auch die allfällige Einbindung von 

„Interessenträgern“ vor Ort, wie z. B.  
„zivilgesellschaftliche“ Organisationen 
(NGOs, aber auch Gewerkschaften etc.), 
um ein möglichst objektives und glaub-

würdiges Bild der Situation und Wirksam-

keit von Maßnahmen zu erhalten.
Auf nationale Gesetze im Drittstaat 

kann sich ein Unternehmen übrigens 

nicht verlassen bzw. berufen: Sofern diese 
Gesetze negative Auswirkungen auf die 
genannten Ziele haben, müssen dennoch 

entsprechende Maßnahmen vom Unter-

nehmen getroffen werden (man denke  

z. B. an staatlich genehmigte Abholzung 
von Urwäldern). 

Die genannten Verpflichtungen treffen 
zwar primär große Unternehmen (ent-
sprechend den vorstehenden Definitio-

nen); aber auch kleine und mittlere Un-

ternehmen sind keineswegs „aus dem 

Schneider“: Da die „großen“ Unterneh-

men die Einhaltung ihrer Sorgfaltspflich-

ten sicherstellen und dokumentieren 

müssen, wird es nicht lange dauern, bis 

die „großen“ Unternehmen entsprechen-

de Maßnahmen und Nachweise dazu von 
ihren (kleineren) Geschäftspartnern, Sub-

unternehmern, Zulieferern usw. fordern. 

Es ist folglich wohl auch für eine Vielzahl 
von „kleineren“ Unternehmen im höchs-

ten Interesse, sich frühzeitig mit mögli-
chen Maßnahmen und Nachweismöglich-

keiten zur Einhaltung der (eigenen) Sorg-

faltspflichten zu Umweltschutz und Men-

schenrechten auseinanderzusetzen 
(wobei derartige Verstöße keinesfalls nur 

außerhalb der EU passieren).

Derzeit enthält die Lieferketten-Richtli-
nie keine expliziten Regelungen für die 
öffentliche Auftragsvergabe. Das Bundes-

vergabegesetz sieht aber jetzt schon den 
Ausschluss von Unternehmen vor, die im 

Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit eine 
schwere Verfehlung, insbesondere gegen 

Bestimmungen des Arbeits-, Sozial- oder 
Umweltrechtes, begangen haben. Es wird 

also nicht lange dauern, bis öffentliche 

Auftraggeber konkrete Nachweise oder 
zumindest Erklärungen zur Einhaltung 
von Sorgfaltspflichten entlang der Liefer-
kette einfordern.

Jetzt gilt es abzuwarten, ob der Parla-

mentsvorschlag zur Lieferketten-Richtli-
nie tatsächlich in dieser Schärfe endgültig 

beschlossen wird; sobald die Richtlinie fi-

nal verabschiedet wurde, ist diese jeden-

falls binnen zwei Jahren in nationales 
Recht umzusetzen!

Das deutsche Lieferkettengesetz

Deutschland hat bereits seit 1.1.2023 ein 
Gesetz über die unternehmerischen Sorg-

faltspflichten zur Vermeidung von Men-

schenrechtsverletzungen in Lieferketten 
(„Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz“ – 
„dLkSG“). Bis 1.1.2024 findet es „nur“ auf 
alle in Deutschland ansässigen Unterneh-

men mit mindestens 3.000 Arbeitneh-

mern im Konzern Anwendung (ab 
1.1.2024 soll das Gesetz dann schon für 
Unternehmen mit mindestens 1.000 Ar-
beitnehmern gelten). 

Gegen drei weltweit bekannte Unterneh-

men (Amazon, Ikea und Tom Tailor) wur-
den in Deutschland bereits erste Verfah-

ren aufgrund Sorgfaltspflichtverletzungen 
nach dLkSG bzw. Missachtung der Men-

schenrechte innerhalb der Lieferkette ein-

geleitet. Sollte die zuständige Behörde 
den Beschwerden stattgeben, könnten 

von der Behörde Geldbußen von bis zu  
2 % des weltweit erzielten Jahresumsatzes 
über die betreffenden Unternehmen ver-

hängt werden. Die Lieferketten-Sorgfalts-

pflichten sind bei unserem Nachbarn 
Deutschland also bereits sehr „real“. //

// Das EU-Parlament hat mit Anfang 
Juni seinen Standpunkt für eine Lie-
ferketten-Richtlinie verabschiedet, der 
noch einmal deutlich strenger als der 

ursprüngliche Vorschlag der EU-Kom-
mission ist. Auch wenn der Vorschlag 
noch verhandelt wird, ist die Richtung 

hin zu strengen	Sorgfaltspflichten für 

„große“ Unternehmen klar.

// Bei Verstößen gegen (Sorgfalts-)
Pflichten drohen Verwaltungsstrafen, 

die wirksam, verhältnismäßig und ab-
schreckend sein müssen und deren 

Höhe sich am Umsatz des Unterneh-
mens bemisst (nach dem deutschen 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz 
etwa aktuell bis zu 2% des weltweit 

erzielten Jahresumsatzes).

// Die Einhaltung entsprechender Sorg-
faltspflichten entlang der gesamten 
Liefer- bzw. Produktionskette – samt 
deren Dokumentation – wird für die 

Baubranche nicht nur „untereinander“ 

(als Zulieferer, Subunternehmer etc.), 
sondern auch gegenüber Auftragge-
bern (und zwar öffentlichen und pri-
vaten) wesentlich sein. Entspre-
chende Maßnahmen und Vorkeh-
rungen sollten daher frühzeitig vorbe-
reitet werden.

Tipps für die 

Vergabepraxis


